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arbeitslöhne 
in der bauwirtschaft

dürfen nicht mehr 
bar ausbezahlt werden.neues 

im jahr
2016

Ab dem Jahr 2016 wird die „größte Steuerreform aller Zeiten“ 
mit einer umfassenden Tarifreform, neuen steuerlichen 
Belastungen und zahlreichen Maßnahmen gegen den 

Steuerbetrug wirksam. Von den vielen Änderungen im Bereich 
des Steuerrechts werden nachfolgende Neuerungen 

exemplarisch hervorgehoben.

änderungen bei der zuschreibung 
von anlagegütern

Mit dem Rechnungslegungsänderungsgesetz 2014 (RÄG 
2014) wurde für Wirtschaftsjahre, die ab 1.1.2016 beginnen, 
die Regelung, wonach eine Zuschreibung dann unterbleiben 
konnte, wenn der jeweilige Wertansatz im Steuerrecht beibe-
halten werden durfte, gestrichen. Werden im UGB-
Jahresabschluss Anlagegüter aufgewertet (Zuschreibung), 
dann erhöhen diese Zuschreibungen auch den steuerlichen 
Gewinn dieses Jahres. Um für unterlassene Zuschreibun-
gen keine sofortige Steuerbelastung auszulösen, können 
Zuschreibungen für Wertaufholungen, die auf frühere 
Wirtschaftsjahre entfallen, auf Antrag einer Zuschreibungs-
rücklage zugeführt werden1 Die Zuschreibungsrücklage 
ist insoweit mit steuerlicher Wirkung gewinnerhöhend 
aufzulösen, als auf das zugrundeliegende Wirtschaftsgut 
eine Teilwertabschreibung oder eine laufende Abschreibung 
vorgenommen wird. Spätestens beim Ausscheiden des betr-
effenden Wirtschaftsguts aus dem Betriebsvermögen ist die 
Zuschreibungsrücklage steuerwirksam aufzulösen.

zurechnung von höchstpersönlichen 
einkünften 

Da der VwGH der von der Finanzverwaltung bisher vertre-
tenen Auffassung über die Zurechnung von höchstpersön-
lichen Einkünften nicht gefolgt ist, sah sich der Gesetzge-
ber veranlasst, diese Bestimmung nunmehr gesetzlich zu 
verankern2. Seit 1.1.2016 sind nunmehr definitiv Einkünfte 
aus der Tätigkeit als organschaftlicher Vertreter einer 
Körperschaft (wie zB Vorstand einer AG, Geschäftsführer 
einer GmbH) sowie aus höchstpersönlichen Leistungen 
(als Künstler, Schriftsteller, Wissenschaftler, Sportler und 
Vortragender) der leistungserbringenden natürlichen Person 
zuzurechnen, auch wenn die Leistung von einer Körper-
schaft (idR Kapitalgesellschaft) abgerechnet wird, die unter 
dem Einfluss dieser Person steht und über keinen eigenstän-
digen, sich von dieser Tätigkeit abhebenden Betrieb verfügt.

barzahlungsverbot von arbeitslohn 
in der bauwirtschaft

Arbeitslöhne dürfen an Arbeitnehmer, die Bauleistungen3 
erbringen, nicht mehr bar bezahlt bzw von diesen entge-
gengenommen werden, wenn der Arbeitnehmer über ein 
Bankkonto verfügt oder einen Rechtsanspruch auf ein solch-
es hat4. Außerdem können bar bezahlte Entgelte über € 500, 

1 § 124b Z 270a EStG.
2 Vgl § 2 Abs 4a EStG idF AbgÄG 2015.
3 iSv § 19 Abs 1a UStG.
4 § 48 EStG.

5 § 20 Abs 1 Z 9 EStG.
6 § 6 Z 6 EStG.
7 § 27 Abs 6 Z 1 lit a EStG.

die für die Erbringung von Bauleistungen gezahlt wurden, 
nicht mehr steuerlich abgesetzt werden5.

grundlegende änderung der 
wegzugsbesteuerung

Auf Grund der Empfehlungen der Steuerreformkommission 
und der EuGH-Judikatur wurde die sogenannte Wegzugs-
besteuerung im betrieblichen Bereich neu geregelt und der 
bisherige Steueraufschub („Nichtfestsetzungskonzept“) 
abgeschafft6.  Wird Österreich durch einen Wegzug die 
Möglichkeit der Besteuerung stiller Reserven entzogen (zB 
durch Überführung von Wirtschaftsgütern oder Betrieben 
ins Ausland) sind die stillen Reserven seit 1.1.2016 grundsät-
zlich sofort voll steuerpflichtig aufzudecken. Erfolgt die 
Einschränkungen des österreichischen Besteuerungsrechts 
zugunsten EU/EWR-Staaten mit umfassender Amts- und 
Vollstreckungshilfe kann die Steuerschuld aber auf Antrag 
in Raten über einen Zeitraum von sieben Jahren (Anlagev-
ermögen) bzw zwei Jahren (Umlaufvermögen) entrichtet 
werden („Ratenzahlungskonzept“).
	 Im außerbetrieblichen Bereich wird hingegen das Nicht-
festsetzungskonzept für natürliche Personen grundsätzlich 
beibehalten7. In allen anderen Fällen, in denen es beim 
Kapitalvermögen zu einer  Einschränkung des Besteuer-
ungsrechts der Republik Österreich im Verhältnis zu EU/
EWR-Staaten mit umfassender Amts- und Vollstreckung-
shilfe kommt (zB die Übertragung von Kapitalvermögen 
an eine liechtensteinische Stiftung), kommt ebenfalls das 
Ratenzahlungskonzept zur Anwendung. Aus der Änderung 
des Wegzugsbesteuerungskonzepts ergaben sich auch eine 
Reihe von Änderungen im Körperschaft- und Umgründ-
ungssteuergesetz. Eine neue eigene Verjährungsbestimmung 
für die im Wegzugsjahr nicht festgesetzten Steuern macht 
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Fabrikgebäude, Werkstättengebäude, Lagerhäuser und 
einfachste Gebäude sind die Baukostenfaktoren um entspre-
chend höhere Abschläge zu vermindern. Der nach diesen 
Grundsätzen ermittelte Gebäudewert wird je nach Baujahr 
und bei fehlender umfassender Sanierung in den letzten 20 
Jahren um eine Altersminderung verringert. Soll der Grund-
stückswert anhand eines geeigneten Immobilienpreisspie-
gels ermittelt werden, sieht die Verordnung vor, dass im Jahr 
2016 der Immobilienpreisspiegel der Wirtschaftskammer 
Österreich, Fachverband der Immobilien- und Vermögen-
streuhänder, heranzuziehen ist. Der Grundstückswert ist mit 
71,25 % des sich aus dem Immobilienpreisspiegel ergebend-
en Wertes anzusetzen. Ab dem Jahr 2017 sollen Immobilien-
durchschnittspreise der Bundesanstalt Statistik Österreich 
herangezogen werden.

a	 Gleichzeitig wurde aber auch der GrESt-Tarif neu ge-
staltet. Bei unentgeltlichen Erwerben beträgt die Steuer für 
die ersten € 250.000 0,5 %, für die nächsten € 150.000 2 % 
und darüber hinaus 3,5 %. Bisher lag der Tarif für Grund-
stücksübertragungen im engeren Familienverband bei 
generell 2 %.

b	 Bislang wurden nur 100 %ige Anteilsvereinigungen 
bei (Kapital-)Gesellschaften, die Liegenschaften besitzen, 
mit 3,5 % des dreifachen Einheitswerts der Liegenschaften 
der  Grunderwerbsteuer unterzogen. Seit 1.1.2016 liegt eine 
Anteilsvereinigung bereits vor, wenn zumindest 95 % der 
Anteile in einer Hand oder in der Hand einer Unterneh-
mensgruppe (§ 9 KStG) vereinigt werden. Verschärft wird 
die Situation noch dadurch, dass nunmehr treuhändig ge-
haltene Anteile immer dem Treugeber zugerechnet werden. 
Durch das Inkrafttreten der neuen Rechtslage wird aber 
kein Erwerbsvorgang verwirklicht, dh Treuhandschaften, 
die bis Ende 2015 entstanden sind, werden weiterhin nicht 
dem Treugeber zugerechnet sofern sie unverändert bleiben. 
Die Grunderwerbsteuer bei Anteilsvereinigungen beträgt 
nunmehr 0,5 % des Grundstückswerts (und nicht mehr des 
dreifachen Einheitswerts). 

c	 Schließlich wurde ein gänzlich neuer Besteuerung-
statbestand im GrEStG geschaffen. Seit 1.1.2016 unterliegt 
die Übertragung von mindestens 95 % Anteile an einer 
grundstücksbesitzenden Personengesellschaft innerhalb 
von fünf Jahren der GrEStG12. Die Steuer beträgt in diesem 
Fall 0,5 % des Grundstückswerts der Liegenschaften der 
Personengesellschaft.

das Nichtfestsetzungskonzept (auch rückwirkend) deutlich 
unattraktiver.  Diese Steuerschulden verjähren nämlich erst 
10 Jahre nach Eintritt eines  Ereignisses, das zur Steuerfest-
setzung führt8. Die neue Verjährungsbestimmung betrifft 
aber nur Fälle, in denen der Abgabenanspruch nach dem 
31.12.2005 entstanden ist, da „Wegzüge“ vor diesem Zeit-
punkt bereits absolut verjährt sind.

adaptierung des zwischenbesteuer-
ungskonzepts bei privatstiftungen 
aufgrund der eugh-judikatur

Künftig unterbleibt bei der Privatstiftung eine Besteuerung 
mit Zwischensteuer insoweit bzw wird die Zwischensteuer 
insoweit gutgeschrieben, als Zuwendungen endgültig mit 
Kapitalertragsteuer belastet sind. Damit soll entsprechend 
der jüngsten EuGH-Judikatur sichergestellt werden, dass bei  
einer nur teilweisen KESt-Entlastung der Zuwendung durch 
ein Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) die Zwischen-
steuer ebenfalls teilweise reduziert wird. Bei Auflösung der 
Privatstiftung kommt es hingegen nicht mehr wie bisher zu 
einer gänzlichen Gutschrift der Zwischensteuer, sondern 
ebenfalls nur mehr insoweit die Letztzuwendungen mit Kap-
italertragsteuer belastet sind. Außerdem ist  noch der  Stand 
des Zwischensteuerkontos (dh die theoretisch mögliche 
Gutschrift an Zwischensteuer) als zusätzliche Letztzuwend-
ung anzusetzen9.

abschaffung der gesellschaftsteuer

Die Gesellschaftsteuer ist mit 31.12.2015 ausgelaufen. 
Nunmehr können Gründungen von Kapitalgesellschaften, 
Kapitalerhöhungen und Gesellschafterzuschüsse ohne 
Gesellschaftsteuer getätigt werden. Umgründungen, die ab 
dem 1.1.2016 noch auf einen Umgründungsstichtag in 2015  
bezogen werden, lösen ebenfalls keine Gesellschaftsteuerp-
flicht mehr aus10.

neuerungen bei der 
grunderwerbsteuer

Durch die Steuerreform 2015/16 sind die Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuergesetzes für Schenkungen durchgreifend 
neu geregelt worden:

Seit Jahresbeginn dient als Bemessungsgrundlage bei einer 
Liegenschaftsschenkung nicht mehr der dreifache Einheits-
wert (bzw maximal 30 % des Verkehrswerts) sondern der 

d	 Der Freibetrag für Betriebsübertragungen zwischen 
natürlichen Personen, wenn der Übergeber entweder das 
55. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig ist, wurde 
auf € 900.000 angehoben13.

e	 Auch bei Vorgängen nach dem Umgründungssteuerge-
setz ist die Steuer grundsätzlich vom Grundstückswert 
(Ausnahme land- und forstwirtschaftliches Vermögen) zu 
berechnen und beträgt einheitlich 0,5 %.

neuerungen im finanzstrafgesetz

Auf folgende für die Praxis bedeutsame Änderungen ist 
hinzuweisen:

a	 Bisher konnte eine Finanzstrafe ganz allgemein bei Vor-
liegen einer fahrlässigen Abgabenkürzung verhängt werden. 
Dieser Tatbestand wurde nunmehr auf die grob fahrläs-
sige Abgabenverkürzung eingeschränkt14. Grob fahrläs-
sig handelt nach der Legaldefinition, wer „ungewöhnlich 
und  auffallend sorgfaltswidrig handelt, sodass der Eintritt 
eines dem gesetzlichen Tatbild entsprechenden Sachverh-
altes als geradezu wahrscheinlich vorhersehbar war“15. Die 
grob fahrlässige Abgabenverkürzung wird mit Geldstrafe 
bis zum Einfachen des maßgeblichen Verkürzungsbetrags 

sogenannte Grundstückswert. Zur Ermittlung des Grund-
stückswerts im Einzelfall sieht das Gesetz drei Möglichkeit-
en vor:

1	 Die Summe des hochgerechneten (anteiligen) dreifachen 
	 Bodenwerts gem § 53 Abs 2 BewG und des (anteiligen) 
	 Gebäudewerts (sogenanntes Pauschalwertmodell) oder

2	 der von einem geeigneten Immobilienpreisspiegel abge-
	 leiteten Wert oder

3	 der Nachweis des gemeinen Werts des Grundstücks 
	 durch ein Gutachten eines Immobiliensachverständigen.

Die ersten beiden Berechnungsvarianten werden in der 
Grundstückswertverordnung11 näher erläutert. Danach ist 
beim Pauschalwertmodell der Bodenwert aus dem drei-
fachen Bodenwert der letzten Einheitswertfeststellung 
multipliziert mit einem regionalen Wertentwicklungsfaktor, 
der der Anlage zur Verordnung zu entnehmen ist, zu ermit-
teln. Der Gebäudewert ist anhand der in der Verordnung 
festgelegten Baukostenfaktoren je Bundesland zu errechnen. 
Der Baukostenfaktor ist nur bei für Wohnzwecke dienenden 
Gebäuden, die nicht dem Richtwert- oder Kategoriemietz-
ins unterliegen, zu 100 % anzusetzen. Baukostenfaktoren 
für Wohngebäude, die dem Richtwert- oder Kategoriemi-
etzins  unterliegen, sind nur mit 71,25 % anzusetzen. Für 

ab 2016 
wird bei einer 

liegenschaftsschenkung 
der grundstückswert 

zur berechnung 
herangezogen.

der gebäudewert 
bei fehlender 
umfassender 

sanierung in den 
letzten 20 jahren um 
eine altersminderung 

verringert.

8 § 209 Abs 5 BAO.
9 § 13 Abs 3 KStG, § 24 Abs 5 KStG.
10 Vg Rz 323 UmgrStR idF Wartung-
serlass 2015.

11 BGBl II 442/2015 vom 21.12.2015
12 § 1 Abs 2a GrEStG.
13 § 3 Abs 1 Z 2 GrEStG.

14 § 34 FinStrG.
15 § 8 Abs 3 FinStrG.
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letzung der Meldepflicht wird mit Geldstrafe bis zu 
€ 200.000, eine grob fahrlässige mit bis zu € 100.000 bestraft.
	 Vor größerer praktischer Bedeutung ist die Kapitalzu-
fluss-Meldepflicht, die ebenfalls im Kapitalabfluss-Melde-
gesetz geregelt wurde. Dadurch sollen die sogenannten 
Kapitalabschleicher vor dem Inkrafttreten der Steuerabkom-
men mit der Schweiz und Liechtenstein den Finanzbehörden 
offengelegt werden. Meldepflichtig sind Kapitalzuflüsse über 
€ 50.000 auf Konten und Depots von  natürlichen Personen 
(ausgenommen Geschäftskonten) sowie liechtensteinischen 
Stiftungen und stiftungsähnlichen Anstalten, welche im 
Zeitraum 1.7.2011 bis 31.12.2012 aus der Schweiz bzw im 
Zeitraum 1.1.2012 bis 31.12.2013 aus Lichtenstein gekom-
men sind. Die Kapitalzuflussmeldungen sind spätestens bis 
31.12.2016 zu erstatten. Wer allerdings weiterhin anonym 
bleiben will, kann mit einer 17 § 39 Abs 1 lit c FinStrG. 18 
§ 51a FinStrG. ÖGWT- Klienten- und KollegenInfo, Stand 
2.2.2016, ã by ÖGWT 4 / 8 pauschalen Abschlagszahlung 
iHv 38 % des zugeflossenen Betrags eine Abgeltungswirkung 
und Strafbefreiung erwirken. Der Bank ist bis 31.3.2016 
bekannt zu geben, ob diese pauschale Abschlagszahlung 
abgeführt werden soll. Diese ist dann von der Bank bis 
30.9.2016 anonym an das Finanzamt weiterzuleiten. Alter-
nativ kann natürlich auch rechtzeitig eine Selbstanzeige 
erstattet werden, wobei aber in diesen Fällen zwingend 
ein Strafzuschlag in Höhe von 5% bis 30 % (abhängig von 
dem sich aus der Selbstanzeige ergebenden Mehrbetrag) 
zu bezahlen ist. Die vorsätzliche Verletzung der Kapitalzu-
flussmeldung durch die Bank stellt ein Finanzstrafdelikt dar,  
welche von der Finanzstrafbehörde mit Geldstrafe bis zu € 
200.000 je Fall zu ahnden ist. Die grob fahrlässige Begehung 
wird mit Geldstrafe bis zu € 100.000 bestraft.

bestraft. Allerdings wurde auch normiert, dass bei einem 
unentschuldbarem Irrtum dem Täter grobe Fahrlässigkeit 
zuzurechnen ist16. Durch den Wegfall der fahrlässigen 
Abgabenverkürzung wurde auch die bisherige Sonderbes-
timmung für berufsmäßige Parteienvertreter gestrichen. 
Insgesamt ergibt sich mit diesen Änderungen für Parteien-
vertreter eine Verschärfung der Rechtslage.

b	 Der Tatbestand des Abgabenbetrugs wurde erweitert. 
Abgabenbetrug liegt auch vor, wenn jemand automationsun-
terstützt erstellte Bücher und Aufzeichnungen, die durch 
Gestaltung oder Einsatz eines Programms, mit dessen Hilfe 
Daten verändert, gelöscht oder unterdrückt werden können, 
beeinflusst wurden, verwendet, um eine durch das Gericht 
zu ahndende Abgabenhinterziehung zu begehen17.

c	 Einer vorsätzlichen Finanzordnungswidrigkeit macht 
sich nunmehr auch schuldig, wer eine abgabenrechtliche 
Pflicht zur Einrichtung technischer Sicherheitsvorkehrun-
gen verletzt oder wer ein abgabenrechtliches Verbot zur 
Leistung oder Entgegennahme von Barzahlungen verletzt.  
Diese neuen Finanzordnungswidrigkeiten werden mit einer 
Geldstrafe bis zu € 5.000 geahndet.

d	 Wer vorsätzlich abgabenrechtlich zu führende Bücher, 
Aufzeichnungen oder Aufzeichnungssysteme, die automa-
tionsunterstützt geführt werden, durch Gestaltung oder 
Einsatz eines Programms, mit dessen Hilfe Daten verändert, 
gelöscht oder unterdrückt werde können, verfälscht, macht 
sich ebenfalls schuldig18. Diese neue Finanzordnungswid-
rigkeit wird mit einer Geldstrafe bis zu € 25.000 geahndet.

kontenregister- und 
konteneinschaugesetz

Bereits seit 1.3.2015 werden von Banken elektronisch über-
mittelte Daten in einem vom BMF geführten Kontenregister 
aufgezeichnet. Die von den Banken zu übermittelnden Dat-
en betreffen Kontostammdaten (Konto- bzw Depotnummer, 
Tag der Eröffnung und Auflösung sowie konto- bzw depot-
führende Bank) von natürlichen und juristischen Personen 
(auch Treugeber und wirtschaftlichen Berechtigten iSd 
Geldwäschevorschriften). Auf die Daten des Kontoregisters 
dürfen für (finanz-)strafrechtliche Zwecke sowohl Staatsan-
waltschaften als auch Strafgerichte sowie Finanzstrafbe-
hörden und auch das Bundesfinanzgericht zugreifen. Für 
abgabenbehördliche Zwecke dürfen auch Abgabenbehörden 

und das BFG auf diese Daten zugreifen, wenn es im Interesse 
der Abgabenerhebung zweckmäßig und angemessen ist. Ge-
gen eine Kontenregisterauskunft steht kein Rechtsmittel zur 
Verfügung. Die Prüfung der korrekten Einhaltung der ge-
setzlichen Bestimmungen obliegt einem Rechtsschutzbeauf-
tragten. Pflichtverletzungen betreffend die Übermittlung der 
Kontostammdaten durch Banken stellen ein Finanzvergehen 
dar und können bei Vorsatz mit Geldstrafe bis zu € 200.000, 
bei grober Fahrlässigkeit mit Geldstrafe bis zu € 100.000 
bestraft werden. 
	 Durch die Abfrage des Kontenregisters erhält das 
Gericht oder die Behörde nur eine Auskunft darüber, welche 
Konten oder Depots eine bestimmte Person bei österre-
ichischen Banken als Inhaberin, Verfügungsberechtigte 
oder wirtschaftlich Berechtigte unterhält. Wenn das Gericht  
oder die Behörde weitere Informationen über die Geschäfts-
vorfälle auf den Konten bzw Depots erlangen will, muss eine 
Konteneinschau beantragt werden. Dieses Auskunftsverlan-
gen ist zu begründen und vom Leiter der Abgabenbehörde 
zu zeichnen. Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat durch ein-
en Einzelrichter über die Zulässigkeit des Auskunftsverlan-
gens zu entscheiden. Gegen diesen Beschluss kann Rekurs 
erhoben werden, dem aber keine aufschiebende Wirkung 
zukommt. Zu Unrecht erlangte Auskünfte dürfen im 
Abgabenverfahren aber nicht als Beweis verwertet werden. 
Im  verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren ist für 
die Konteneinschau eine Anordnung des Vorsitzenden des 
Spruchsenats erforderlich. Auch gegen diese Anordnung 
ist eine Beschwerde an das BFG möglich, der aber auch 
keine aufschiebende Wirkung zukommt. Auch hier gilt ein 
Beweisverwertungsverbot für durch rechtswidrige Anord-
nungen erlangte Informationen.

kapitalabfluss- und 
kapitalzuflussmeldung

Nach dem Kapitalabfluss-Meldegesetz sind Kapitalabflüsse 
von mindestens € 50.000 von Konten und Depots natürlicher 
Personen meldepflichtig. Ausgenommen von der Meldep-
flicht sind Kapitalabflüsse von Geschäftskonten von Un-
ternehmern und von Anderkonten von Rechtsanwälten,  No-
taren und Wirtschaftstreuhändern. Die Daten sind von den 
Banken erstmals für den Zeitraum 1.3.2015 bis 31.12.2015 bis 
31.10.2016 zu melden. Künftig sind jährliche Meldungen für 
das abgelaufene Kalenderjahr bis zum 31.1. des Folgejahres 
vorzunehmen. Kapitalabflussmeldungen sind letztmalig für 
das Kalenderjahr 2022 zu erstatten. Eine vorsätzliche Ver-

16 § 9 FinStrG.
17 § 39 Abs 1 lit c FinStrG.
18 § 51a FinStrG.
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wartungserlass zu den 
lohnsteuerrichtlinien 

(lstr)
Mit dem Ende Dezember 2015 veröffentlichten Wartungser-
lass19 wurden vor allem wichtige Änderungen des Steuer-
reformgesetzes 2015/2016, Änderungen der Sachbezug-
swerteverordnung und höchstgerichtliche Entscheidungen 
in die Lohnsteuerrichtlinien (LStR) 2002 eingearbeitet.

gesundheitsförderungen, präventive 
massnahmen und impfungen20 

Nach der Neuregelung des StRefG 2015/2016 gelten ziel-
gerichtete, wirkungsorientierte Gesundheitsförderung-
smaßnahmen durch den Arbeitgeber  nur dann als 
steuerfreier Vorteil, wenn diese Maßnahmen vom Leistung-
sangebot der gesetzlichen Krankenversicherung umfasst 
sind. Die begünstigten Bereiche lassen sich daher nach 
Ansicht der Finanzverwaltung wir folgt zusammenfassen: 

a	 Ernährung: Die Angebote müssen auf die Vermeidung 
von Mangelernährung und Übergewicht abzielen und von 
Diätologen oder  Ernährungswissenschaftlern durchgeführt 
werden. Darunter fallen nicht Kosten für Nahrungsergänzu-
ngsmittel, Allergietest oder Kochkurse.
b	 Bewegung: Die Angebote müssen auf die Stärkung der 
Rückenmuskulatur, der Kondition und der Reduktion von 
Erkrankungsrisiken abzielen und von Sportwissenschaft-
lern, Trainern sowie Physiotherapeuten durchgeführt 

werden. Nicht steuerfrei sind Beiträge des Arbeitgebers für  
Fitnesscenter oder Mitgliedsbeiträge für Sportvereine.

c	 Sucht (Raucherentwöhnung): Die Angebote müssen 
langfristig zum Rauchstopp führen und von klinischen 
Gesundheitspsychologen und Ärzten mit entsprechender 
Zusatzausbildung durchgeführt werden.

d	 Psychische Gesundheit: Die Angebote müssen darauf 
abzielen, negative Folgen für körperliche und psychische 
Gesundheit durch Stress zu vermeiden. Die Durchführung 
erfolgt von Gesundheitspsychologen, Psychotherapeuten 
sowie Ärzten mit psychosozialer Weiterbildung.

e	 Impfungen sind jedenfalls steuerfrei.

Die Zuwendungen sind vom Arbeitgeber direkt mit dem 
qualifizierten Anbieter abzurechnen. 

€ 186-freibetrag für 
sachzuwendungen bei dienst- und 
firmenjubiläen21

Sachzuwendungen anlässlich einer Betriebsveranstaltung 
(zB Weihnachtsfeier) konnten schon bisher bis € 186 jährlich 
steuerfrei bleiben. Zusätzlich können nunmehr Sachzu-

wendungen anlässlich von Dienst- und Firmenjubiläen 
bis zu einem Gesamtbetrag von € 186 jährlich steuer- und  
sozialversicherungsfrei behandelt werden, wobei diese 
Jubiläumsgeschenke nicht  im Rahmen einer Betriebsveran-
staltung empfangen werden müssen. Dem aktuellen Trend 
am Arbeitsmarkt bzw der Startup-Szene geschuldet, wurden 
auch bereits die 10-Jahresjubiläen mit einbezogen.

steuerfreie zuwendungen zu 
begräbniskosten22

Die Steuerbefreiung für Haustrunk ist mit dem StRefG 
2015/2016 gestrichen worden. Dafür sind Zuwendungen des 
Arbeitgeber zu Begräbniskosten ab 1.1.2016 steuerfrei. Dabei 
kann es sich sowohl um Zuwendungen an Arbeitnehmer 
für dessen (Ehe-) Partner oder Kinder als auch im Falle 
des Ablebens des Arbeitnehmers an dessen hinterbliebene  
(Ehe-)Partner oder Kinder handeln. Unter Begräbniskosen 
sind Kosten für Grabstein, Beerdigung und Totenmahl zu 
subsumieren.

neuregelung der 
mitarbeiterrabatte23

Mit dem StRefG 2015/2016 wurden die Vergünstigungen für 
Mitarbeiter neu geregelt. Mitarbeiterrabatte sind bis max 

20% steuerfrei (Freigrenze) und führen zu keinem Sachbe-
zug. Übersteigt im Einzelfall der Rabatt die 20%-Grenze, 
steht jedem Mitarbeiter insgesamt ein jährlicher Freibet-
rag von € 1.000 zu. Dabei ist es unerheblich, seit wann das 
Dienstverhältnis besteht. Der Freibetrag je Arbeitgeber 
gilt auch für unterjährig ein– und ausgetretene Arbeitneh-
mer. Klar gestellt wird, dass Rabatte, die Angehörigen von 
Mitarbeitern gewährt werden, einen beim Arbeitnehmer zu 
erfassenden Vorteil aus dem Dienstverhältnis darstellen und 
grundsätzlich nicht den Begünstigungen für Mitarbeiterra-
batten unterliegen. Wird jedoch der Freibetrag von € 1.000 
nicht überschritten, so kann davon ausgegangen werden, 
dass der Mitarbeiter den Aufwand für seinen Angehörigen 
wirtschaftlich selbst trägt.

geldwerte vorteile – verordnung 
über die bewertung bestimmter 
sachbezüge24 

Die Grundregel lautet, dass ab 1.1.2016 geldwerte Vorteile 
mit dem um übliche Preisnachlässe geminderten üblichen 
Endpreis des Abgabeortes anzusetzen sind25. Übliche Pre-
isnachlässe (zB Mengenrabatt, Aktionen, Schlussverkauf) 
können in Abzug gebracht werden. Dabei ist auf den Zeit-
punkt des  verbilligten Bezugs der Ware oder Dienstleistung 
abzustellen.

20 Rz 77 und 77a LStR 2002.
21 Rz 78 LStR 2002.
22 Rz 101 LStR 2002.

23 Rz 103, 104 und 925a LStR 2002.
24 BGBl II 416/2001.
25 Rz 138 ff LStR 2002.
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firmenautos werden teurer26

Über die Anhebung des Sachbezugswertes für die Privat-
nutzung des firmeneigenen KFZ auf grundsätzlich 2% der 
Anschaffungskosten (max € 960) wurde bereits in der letzten 
Ausgabe der KlientenInfo berichtet. Interessant ist die 
Meinung der Finanzverwaltung zur Frage der Berechnung 
des Sachbezuges bei Poolfahrzeugen. Befindet sich kein 
KFZ im Fahrzeugpool, für das ein Sachbezug von 2% der 
Anschaffungskosten anzusetzen ist, sind max € 720 mona-
tlich als Sachbezug anzusetzen. In allen anderen Fällen gilt 
der monatliche Höchstbetrag von € 96027. Anders formu-
liert, ein einziges Poolcar mit hohem CO2-Emissionswert 
„verschmutzt“ den gesamten Pool. Liegt die unentgeltliche 
Nutzung mehrerer KFZ für Privatfahrten vor (zB zwei oder 
mehrere PKW, PKW und Motorrad), ist der Sachbezug unter 
Berücksichtigung der CO2-Emissionsgrenzen für jedes 
einzelne KFZ anzusetzen. Das bedeutet, dass der entsprech-
ende Sachbezug bis zur Höchstgrenze von € 720 bzw € 960 
mehrmals (zB für jeden einzelnen PKW oder für PKW und 
Motorrad) anzusetzen ist.

absetzbarkeit der 
augenlaserbehandlung28

Für die Anerkennung von Krankheitskosten als 
außergewöhnliche Belastung ist  erforderlich, dass nach-
weislich eine Krankheit vorliegt, die durch die Behandlung 
eine Linderung oder Heilung erfährt. Zu den abzugsfähi-
gen Kosten zählen u.a. Aufwendungen für Heilbehelfe wie 
Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich Laserbehandlung zur 
Verbesserung der Sehfähigkeit, Hörgeräte, Prothesen, Geh-
hilfen und Bruchbänder.

dienstverhältnis für lehrbeauf-
tragte ab 15 wochenstunden29

Für die Annahme eines Dienstverhältnisses spricht, wenn 
eine unterrichtende Tätigkeit in gleicher Weise wie von 
angestellten Lehrern entfaltet wird. Dies bedeutet, es besteht 
persönliche Arbeitspflicht, kein ins Gewicht fallendes 
Unternehmerrisiko, Weisungsgebundenheit, Eingliederung 
in den Schulbetrieb nach Maßgabe von Lehr- und Stun-
denplänen und eine entsprechende Lehrverpflichtung. Ein 
Dienstverhältnis besteht nach Ansicht der Finanzverwaltung 
jedenfalls bei einer Lehrverpflichtung von zumindest 15 
Wochenstunden über ein Semester hin.

expatriats: erhöhtes werbung-
skostenpauschale ab 2016

Als sog „Expatriats“ gelten Arbeitnehmer, die

a	 im Auftrag eines ausländischen Arbeitgebers in Österre-
ich im Rahmen eines Dienstverhältnisses zu einem österre-
ichischen Arbeitgeber für höchstens fünf Jahre beschäftigt 
sind,

b	 während der letzten zehn Jahre keinen Wohnsitz im 
Inland hatten,

c	 ihren bisherigen Wohnsitz im Ausland beibehalten und

d	 für deren Einkünfte Österreich das Besteuerungsrecht 
zukommt.

Bei Arbeitnehmern, die sämtliche Voraussetzungen erfül-
len, kann ein Werbungskostenpauschalbetrag30 von 20% 
der Bemessungsgrundlage bis max € 10.000 pro Jahr bereits 
im Rahmen der Lohnverrechnung berücksichtigt werden. 
Die Regelung kann selbstverständlich auch im Rahmen der  
Veranlagung 2016 geltend gemacht werden. Weiters wurde 
klargestellt, dass Reisekostenersätze des Dienstgebers für 
eine Dienstreise31 den Pauschbetrag nicht kürzen.

auf
gute

zahlen
wir wünschen ihnen 

ein schaffensreiches
jahr.

26 Rz 168 ff LStR 2002.
27 Rz 183 LStR 2002.
28 Rz 902 LStR 2002.
29 RZ 992 ff LStR 2002.

30 BMF-Verordnung über Aufstellung 
von Durchschnittssätzen für Wer-
bungskosten BGBl II 240/2015 vom 
28.8.2015, überarbeitet 
BGBl II 382/2015 vom 26.11.2015.
31 Im Sinne § 26 Z 4 EStG.
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Bekanntlich besteht zusätzlich zur Registrierkassenpflicht 
für jeden Unternehmer (bei Warenausgabe- und Dienstle-
istungsautomaten erst ab 1.1.2017) ab 1.1.2016 die Bele-
gerteilungspflicht32. Eine der Mindestanforderungen an den  
korrekt auszustellenden Beleg sind die Angaben zu „Menge / 
handelsübliche Bezeichnung“. Der Begriff der „handelsübli-
chen Bezeichnung“ stiftet insofern Verwirrung, als  dieser 
ebenfalls im Umsatzsteuergesetz33 (für die Rechnungsauss-
tellung an Unternehmer) verwendet wird. 

Für die Gruppe von Freiberuflern, die einer gesonderten berufsrechtlichen Verschwiegenheit unterliegen, gilt folgendes:

Nun ist der im Zusammenhang mit der Registrierkassenp-
flicht verwendete Begriff der BAO nicht so eng auszulegen 
wie jener im UStG. Vielmehr steht hier das Verständnis 
des Letztverbrauchers im Vordergrund, wobei allgemeine 
Sammelbegriffe oder Gattungsbezeichnungen (zB Speisen/
Getränke, Bekleidung, Putzmittel, Büromaterial) nicht aus-
reichen34. Die Bezeichnung muss so gewählt werden, dass 
Waren und Dienstleistungen identifiziert werden können. 
Zur Verdeutlichung einige Beispiele:

Ergänzend hat das BMF in einem Schreiben35 an die 
WKO / Bundessparte Handel eine Übergangsregelung für 
Einzelhandelsunternehmer zur Warenbezeichnung in Auss-
icht gestellt. Bis Ende 2020 soll es danach ausreichend sein, 
wenn die auf den Belegen ausgewiesenen Warenbezeich-
nungen auf 15 Warenbezeichnungen eingeschränkt werden. 
Achtung: es handelt sich dabei nur um die vom BMF vertre-
tene Rechtsansicht, welche im Gesetz bis dato keine Deck-
ung findet. Übrigens: Die Finanzverwaltung führt derzeit 
bei Unternehmen unangekündigte Nachschauen mit einem 
umfangreichen Fragebogen hinsichtlich der Einzelaufzeich-

nungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht durch. 
Es ist zu hoffen, dass diese Aktion in Hinblick auf die „Toler-
anzregelung“ nur als Information und Hilfestellung für die 
Steuerpflichtigen zu werten ist.

32 § 132a BAO.
33 § 11 UStG 1994.

34 Vgl BMF-010102/0012-IV/2/2015 
Erlass zur Einzelaufzeichnungs-, 
Registrierkassen–und Belegerteilung-
spflicht, Pkt 4.4.4.

35 BMF-010102/0015-IV/2/2015 vom 
19.11.2015.

aktuelles
aus der registrierkasse

und belegerteilungspflicht

Branche zulässige Warenbezeich-
nung nach § 11 UStG

zulässige Warenbezeich-
nung nach § 132a BAO

unzulässige
Warenbezeichnung

Gastronomie Frittatensuppe, Wiener 
Schnitzel, Kartoffelsalat

Suppe, Schnitzel, Mittags-
menü 1 oder 2, Frühstück

Vorspeise, Hauptspeise, 
Nachspeise, Essen

Bekleidung Latzhose grau, Gr. 52
Windjacke grün, Gr. 50

Hose, Jacke Bekleidung

Buch- und 
Papierfachhandel

genauer Buchtitel,
genaue Beizeichnung der
Zeitung, DIN A4 Heft 
liniert

Buch, Zeitschrift, Heft, 
Ordner, Schreibmaterial

Druckwerk, Büromaterial

Branche Verschwiegenheit zulässige Warenbezeich-
nung nach § 11 UStG

zulässige Warenbezeich-
nung nach § 132a BAO

Arzt keine personenbezogene
Patientendaten

Honorarnote beschreibt 
Art und Umfang der sons-
tigen Leistung

Verweis auf Honorarnote
zB: Hn 16-0007

Rechtsanwalt und Notar keine personenbezogene
Mandantendaten

Honorarnote enthält be-
zughabendes Aktenzeichen 
oder Gerichtsaktenzahl

Verweis auf Honorarnote
zB: Hn 16-0009
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splitter wichtige
termine

aktuelles zur absetzbarkeit von 
kinderbetreuungskosten 

Der VwGH hat jüngst entschieden36, dass für eine pädagogisch qualifizierte 
Person37  zumindest jene Ausbildung gegeben sein muss, welche bei Tagesmüttern 
und -vätern verlangt ist. Derzeit sehen die  Lohnsteuerrichtlinien38 vor, dass eine 
Ausbildung und Weiterbildung zur Kinderbetreuung im Mindestausmaß von 8 
bzw. 16 Stunden ausreichen, um als pädagogisch qualifiziert zu gelten. Das BMF 
teilt dazu in einer Information39 mit, dass bis auf weiteres für das Veranlagungs-
jahr 2015 eine Ausbildung im Ausmaß von 8 bzw. 16 Stunden jedenfalls ausre-
ichend für die steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten ist.

dividenden an 
gesellschafter-geschäftsführer – gsvg-pflicht

In der gewerblichen Sozialversicherung zählen Dividenden, die ein Ge-
sellschafter-Geschäftsführer erhält, zur Beitragsgrundlage. Da die SVA die 
Dividendenzahlungen aber nicht aus dem Einkommensteuerbescheid entneh-
men kann, blieb diese Bestimmung lange Zeit unbeachtet. Nunmehr ist bei der 
KEST-Anmeldung für ausbezahlte Dividenden auch die an einen GSVG-pflichti-
gen Gesellschafter-Geschäftsführer bezahlte Dividende samt seiner Sozialversi-
cherungsnummer  anzugeben.

1.2.2016
sepa-zahlungsverkehr: die 
imageweiterleitung von händisch 
ausgefüllten zahlungsanweisungen 
läuft mit 1.2.2016 aus. 

Bis 31.1.2016 wurden von den Banken Zahlungsanweisungen 
fotografiert und der Text mit einer speziellen Software aus-
gelesen. Das Foto wurde als Imagedatei gespeichert und dem  
Zahlungsempfänger gemeinsam mit dem Bankkontoauszug 
übermittelt.  Diese Weiterleitung entfällt ab 
1. Februar 201640. Die Daten der Zahlungsanweisung werden 
nunmehr von den Banken nur mehr eingelesen, uU händisch 
bearbeitet und der so ermittelte Text direkt auf dem Konto-
auszug angedruckt. Daher ist zu befürchten, dass bei dieser 
Übermittlung wichtige Informationen verloren gehen.
	 Die Finanzverwaltung hat vorsorglich schon mit dem 
Steuerreformgesetz 2015/16 angeordnet, dass künftig Zah-
lungen an das Finanzamt elektronisch, und zwar in Form 
einer sogenannten elektronischen „Finanzamtszahlung“ 
erfolgen müssen, wenn dies dem Abgabenpflichtigen zumut-
bar ist. Die näheren Regelungen, die in einer Verordnung 
festgelegt werden sollen, sind aber noch nicht ergangen. Es ist 
zu erwarten, dass die Steuerzahlung über Electronic-Bank-
ing bzw mittels „eps-Überweisung“ in FinanzOnline dann 
verlangt wird, wenn der Steuerpflichtige über einen Inter-
net-Anschluss verfügt und wegen Überschreitens der Um-
satzgrenze zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen 
verpflichtet ist (dies ist dann der Fall, wenn der Vorjahre-
sumsatz € 30.000 überschritten hat). Die Banken werden bis 
spätestens Juli 2016 in ihren Systemen vorsehen, dass bei 
elektronischer Überweisung auf die IBAN eines Finanzamtes 
automatisch eine sogenannte „Finanzamtszahlung“ erfolgt, 

bei der dann sowohl die Steuernummer als auch im Detail 
die bezahlten Abgaben angeführt werden  können.
	 Wer künftig die Zahlungen an das Finanzamt nicht über 
Electronic-Banking oder mittels „eps-Überweisung“ in 
FinanzOnline durchführt, muss daher genau prüfen, ob die 
Zahlungen richtig zugeordnet und die Selbstbemessungsab-
gaben (wie zB Umsatzsteuer, Lohnsteuer, Dienstgeberbeitrag  
uä) auch richtig erfasst werden.
	 Übrigens: Bis Ende März 2016 werden von den 
Finanzämtern weiterhin Benachrichtigungen über 
Vorauszahlungen bzw Buchungsmitteilungen samt den 
Zahlungsanweisungen zugesendet, danach nur noch auf 
ausdrückliche Anforderung des Steuerpflichtigen beim 
zuständigen Finanzamt.

29.2.2016 
einreichung jahreslohnzettel und 
meldungen

Frist für die elektronische Übermittlung der 
Jahreslohnzettel 2015 (Formular L 16), der Mitteilungen 
nach § 109a EStG (Formular E 109a) und der Meldung für 
Auslandszahlungen nach § 109b EStG (Formular E 109b) 
über ELDA (elektronischer Datenaustausch mit den
Sozialversicherungsträgern; www.elda.at ) bzw für 
Großarbeitgeber über ÖSTAT (Statistik Austria).

31.3.2016
einreichung der 
jahreserklärungen 2015 für 
kommunalsteuer und 
dienstgeberabgabe 
(wiener u-bahnsteuer).

36 VwGH 2012/15/0211 vom 30.9.2015
37 Pädagogisch qualifizierte Person im 
Sinne des § 34 Abs. 9 Z 3 EStG 1988. 
38 Rz 884i LStR 2002.

39 BMF- 010222/0001-VI/7/20116 
vom 4.1.2016.
40 SEPA-Verordnung (EU) 260/2012.
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